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Einleitung 

Über Geld zu sprechen war in der Diskussion um die Hochschulreform 
lange Zeit nicht üblich. Angehörige der Hochschulen konnten ihre 
Reformvorschläge  nicht durchrechnen, und die staatlichen Instanzen 
schienen sich mit mutmaßlich kostspieligen Reformkonzepten lieber 
nicht allzu eingehend befassen zu wollen. 

Inzwischen spricht man laut und deutlich vom Geld. Dabei bewegt 
man sich in Größenordnungen, die noch vor kurzer Zeit unvorstellbar 
waren und die auch heute noch eher Orientierungsdaten und Zielvor-
stellungen weit diesseits einer gesicherten Verwirkl ichung darstellen1. 
Indessen streitet sich fast niemand mehr um ein paar Mil l iarden Mark 
hin oder her; Einigkeit herrscht darin, daß derartige Summen für 
das Bildungssystem und innerhalb dessen zu einem erheblichen Teil 
für die Hochschulen aufgebracht werden müssen. Aufbringen muß sie 
die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland, denn das Hochschul-
wesen w i rd fast ganz vom Staat aus Steuergeldern finanziert.  Notfalls 
sollen die Bürger zugunsten eines weiterentwickelten Bildungswesens 
auf andere Annehmlichkeiten verzichten. Die seit langem in der 
Öffentlichkeit  geforderten  Prioritätensetzungen des Staates zugunsten 
der Bildung werden derzeit konkreteren Planungen zugrundegelegt. 

Angesichts dieser Entwicklung muß sich die Frage mit noch größerer 
Schärfe stellen als bisher, wer eigentlich über die Verwendung dieser 
Mit te l für das Hochschulwesen entscheidet. Ohne Zweifel sind es staat-
liche Institutionen, die die Grundlinien und Zielvorstellungen festlegen 
und die auch die globale Planung des Mitteleinsatzes leisten. Aber 
schon auf der nächsten Ebene w i rd die Beantwortung der Frage 
schwieriger; Ministerien der Länder geben Geld für die bis vor kurzer 
Zeit noch ganz ihrer Kulturhoheit unterstellten Hochschulen aus, Organe 
dieser Hochschulen geben ihrerseits Geld aus. Dabei kann nicht nur 
die Höhe, sondern auch der Verwendungszweck und der Gegenwert 
dieser Gelder sehr unterschiedlich beurteilt werden. Deshalb w i l l die 
vorliegende Arbeit einmal aufzeigen, wer im Hochschulwesen Geld 

ι Vgl. Der Bundesminister für Bi ldung und Wissenschaft (Hrsg.), Bi ldungs-
bericht 70, Die bildungspolitische Konzeption der Bundesregierung, Bonn 
1970, S. 13: Der voraussichtliche finanzielle Bedarf  w i rd für Anfang der 
achtziger Jahre auf 70 bis 95 Mrd. D M für das Bildungswesen insgesamt, 
davon 26 bis 36 Mrd. D M für das Hochschulwesen, geschätzt; diese Zahlen 
werden inzwischen als zu niedrig angesehen. 
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nach welchen rechtlichen Regeln ausgibt, wer die Mit te l bewil l igt und 
ihre Verwendung kontroll iert und welche Rolle die Hochschule inner-
halb des Systems ihrer Finanzierung spielt. 

Die weitere Zielsetzung der Arbeit ergibt sich ebenfalls unmittelbar 
aus der aktuellen Situation des Hochschulwesens. Der vorgesehene 
sprunghafte Anstieg der Bildungsinvestitionen hängt zusammen mit 
gesellschaftlichen Wandlungsprozessen, die im Bildungssystem, insbe-
sondere aber an den Hochschulen zu krisenhaften Verhältnissen ge-
führt  haben. 

Unter dem Stichwort Hochschulreform werden seit Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland Fragen des Bildungsbegriffs  und des 
Wissenschaftsverständnisses, der Verwaltungstruktur der Hochschulen 
und ihrer Rechtsbeziehungen zum Staat, Fragen von Forschung, Lehre 
und Studium bis hin zu Problemen der Hochschuldidaktik und viele 
andere mehr in bunter Fülle diskutiert. Diese Fragen wurden mit 
wachsenden Studentenzahlen einerseits und mit wachsendem Bedarf 
der Gesellschaft an hochqualifizierten Arbeitskräften  andererseits 
immer drängender. In dem Maße, in dem die benötigten Geldsummen 
für das Hochschulwesen steigen bzw. noch steigen sollen, zeigt sich 
immer deutlicher, daß hinter fast allen Einzelproblemen der Reform-
diskussion ein gemeinsames Grundproblem steckt: Die Unklarheit über 
das rechte Verhältnis von Staat und Hochschule und über die zutref-
fende Einordnung des Hochschulsystems in das Kräftedreieck  von 
Gesellschaft, Wissenschaft und Staat. 

Ohne einen wenigstens grundsätzlichen Konsens in der Frage der 
Standortbestimmung unseres Hochschulwesens werden weder die Hoch-
schulen selbst noch staatliche Instanzen noch auch interessierte Grup-
pen in der Gesellschaft brauchbare Kri ter ien finden, nach denen lang-
fristige Reformkonzepte für das Hochschulwesen entwickelt werden 
könnten. Deshalb w i rd in dieser Arbeit der Versuch gemacht, die 
Position der Hochschulen zu Gesellschaft und Staat neu zu orten. 
Gerade am Komplex der Hochschulfinanzierung läßt sich dieses Grund-
problem besonders deutlich aufzeigen und behandeln, wei l wohl kein 
anderer Teilbereich der Verfassung des Hochschulwesens mi t den 
Problemen der Beziehungen zum Staat so eng zusammenhängt; in der 
wirtschaftlichen Versorgung liegt der bedeutendste Begegnungspunkt 
zwischen Hochschulen und staatlichen Behörden, und hier treten die 
widerstreitenden Interessen und Bedürfnisse markant hervor. Deshalb 
ist es auch wichtig, die spezifischen Fragen um die Finanzverfassung 
der Hochschule vor eben diesem Hintergrund zu sehen und zu behan-
deln. Deshalb führt  der Weg der Untersuchung von den eigentlichen 
haushaltsrechtlichen Regelungen im Hochschulbereich und der Finanz-
verfassung der Hochschule über eine Untersuchung der Auswirkungen 
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dieser Regeln in der Praxis der Hochschulfinanzierung und eine Kr i t i k 
dieses Systems vom Besonderen der Finanzierungsprobleme zum Allge-
meinen der Probleme in den Beziehungen zu Staat und Gesellschaft, 
um schließlich nach einer umfassenden Bestimmung des Standorts der 
Hochschule zu Gesellschaft und Staat zu konkreten Vorschlägen für 
die Finanzierung der zutreffend  eingeordneten Hochschule zu kommen. 

Diesem Ansatz entspricht der Aufbau der Arbeit. Im ersten Teil 
werden die historischen und rechtlichen Grundlagen dargestellt, die 
zum Verständnis der heutigen Situation der Hochschulfinanzierung 
erforderlich  sind, und es w i rd eine allgemeine Kr i t i k des geltenden 
Haushaltsrechts mit seinen Wirkungen auf das Hochschulwesen vorge-
tragen. Der zweite Teil leitet auf die hinter den Finanzierungsfragen 
stehenden Grundprobleme über und behandelt unter dem Stichwort 
Hochschulautonomie die wesentlichen Fragen dieses Komplexes. Unter 
Berücksichtigung der so gewonnenen Erkenntnisse greift  der dritte und 
letzte Teil beides noch einmal auf: Den neuesten Stand der haushalts-
rechtlichen Entwicklung und den neuesten Stand der Hochschulgesetz-
gebung, beides unter der Fragestellung nach den Aussichten für eine 
Neuordnung der Hochschulfinanzverfassung  auf der Grundlage einer 
zeitgemäßen Zueinanderordnung von Gesellschaft, Hochschulsystem 
und Staat. Nach einer Bewertung der Zukunftsaussichten nach dem 
Stand der Gesetzgebungen folgen zuletzt Vorschläge für die Hoch-
schulfinanzierung in der Form eines Modells, die einen Beitrag zur 
Weiterentwicklung der Reformvorstellungen  liefern sollen. 


